
vom Volkseigentum schlechthin nicht zulassen, liegen in übrigen dem 
allgemeinen Vollstreckungsschutz bei rechtskräftigen Titeln gegen Trä­
ger von Volkseigentum zu Grunde. Eine generelle Zulassung der Auf­
rechnung gegen Träger von Volkseigentum würde nichts anderes als die 
Ausserkraftsetzung dieses Vollstreckungsschutzes bedeuten. Schon aus 
diesem Grunde hätte die Zivilkammer im vorliegenden Falle, in dem 
die zur Aufrechnung gestellte Gegenforderung von der Klägerin weder 
anerkannt noch im Plan berücksichtigt war, erkennen müssen, dass eine 
Entscheidung der materiellen Rechtslage nicht gerecht würde. Sie hätte 
vielmehr aus den vorerwähnten Gründen ohne Nachprüfung der Be­
rechtigung der einzelnen Forderungen eine Aufrechnung ablehnen müs­
sen, auch wenn die sonstigen Voraussetzungen des § 387 BGB gegeben 
sind. Das bedeutet keine Schlechterstellung der Beklagten gegenüber 
der Klägerin; denn sie hatten die Möglichkeit, ihre Ansprüche, soweit 
sie im Rahmen gewöhnlicher Geschäftsbeziehungen entstanden sind und 
kein Anlagevermögen betreffen — in diesem Falle wäre der Zivilrechts­
weg unzulässig — im Wege der Widerklage geltend zu machen. Wenn 
sie von dieser Möglichkeit trotz eines entsprechenden Hinweises des 
Senats im Rahmen des § 139 ZPO keinen Gebrauch gemacht haben, so 
ist das ihre Sache.”
(Neue Justiz, 1953. S. 502).”

„Bürgerliches Gesetzbuch (Deutschland).
§ 389 (Wirkung.)

Die Aufrechnung bewirkt, dass die Forderungen, soweit sie sich decken, 
als in dem Zeitpunkt erloschen gelten, in welchen sie zur Aufrechnung 
geeignet einander gegenübergetreten sind.”

DOKUMENT 58
(SOWJET ZONE DEUTSCHLANDS)

„Entscheidungen des Obersten Gerichts - Zivilrecht.
§§ 134, 394 Abs. 1 BGB.

Die Aufrechnung eines privaten Gläubigers mit einer ihm zustehenden 
Gegenforderung gegen eine volkseigene Forderung widerspricht dem 
Grundsatz der Unantastbarkeit des Volkseigentums und ist daher un­
zulässig.

OG, Urt. vom 16. November 1954 —• 1 Zz 212/54.
Die Verklagte hatte beim Kläger, einem volkseigenen Betrieb, zur 
Lieferung in der Heizperiode 1951/52 5.250.000 Stück Feueranzünder 
bestellt. Der Kläger hatte diesen Auftrag mit Schreiben vom 22. August 
1951 und der vom 9. Oktober 1951 datierten Auftragsbestätigung an­
genommen.
In Erfüllung des Vertrages lieferte der Kläger nur 1.890.000 Feueran­
zünder an die Verklagte aus. Die weitere Erfüllung des Vertrages lehnte 
er mit Schreiben vom 30. November 1951 ab. Die zur Herstellung der 
Feueranzünder erforderliche Anlage wurde abgebaut, da die Räumlich­
keiten für andere Zwecke benötigt wurden. Die Verklagte hat für die 
gelieferten Feueranzünder nur Teilzahlungen geleistet. Der Restbetrag 
von 7.995.50 DM steht noch offen.
Nach vergeblichen Mahnungen hat der Kläger auf Zahlung dieses Be­
trages nebst Verspätungszinsen Klage erhoben.
Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie wendet ein, ihr stehe 
eine Gegenforderung zu, mit der sie gegen die Klageforderung aufrechne. 
Diese Gegenforderung sei der Schadensersatzanspruch gegen den Klä­
ger, den sie, da der Kläger den Vertrag nicht erfüllt habe, wegen des 
entgangenen Gewinns geltend machen könne. Ihr sei zumindest in der 
Höhe der Klagforderung ein Gewinn dadurch entgangen, dass ihr die 
vom Kläger nicht gelieferten Feueranzünder für den Umsatz verloren
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